
RICHTLINIE 2003/109/EG DES RATES
vom 25. November 2003

betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere Artikel 63 Nummern 3 und 4,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (3),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Für den schrittweisen Aufbau eines Raums der Freiheit,
der Sicherheit und des Rechts sieht der Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft sowohl den
Erlass von Maßnahmen zur Gewährleistung des freien
Personenverkehrs in Verbindung mit flankierenden
Maßnahmen in Bezug auf die Kontrollen an den Außen-
grenzen, das Asyl und die Einwanderung als auch den
Erlass von Maßnahmen in Bezug auf Asyl, Einwanderung
und Schutz der Rechte von Drittstaatsangehörigen vor.

(2) Der Europäische Rat hat auf seiner Sondertagung in
Tampere am 15. und 16. Oktober 1999 erklärt, dass die
Rechtsstellung von Drittstaatsangehörigen an diejenige
der Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten angenähert
werden sollte und einer Person, die sich während eines
noch zu bestimmenden Zeitraums in einem Mitgliedstaat
rechtmäßig aufgehalten hat und einen langfristigen
Aufenthaltstitel besitzt, in diesem Mitgliedstaat eine
Reihe einheitlicher Rechte gewährt werden sollte, die
denjenigen der Unionsbürger so nah wie möglich sind.

(3) Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten
und berücksichtigt die Grundsätze, die insbesondere
durch die Europäische Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten und der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wurden.

(4) Die Integration von Drittstaatsangehörigen, die in den
Mitgliedstaaten langfristig ansässig sind, trägt entschei-
dend zur Förderung des wirtschaftlichen und sozialen
Zusammenhalts bei, der als eines der Hauptziele der
Gemeinschaft im Vertrag angegeben ist.

(5) Die Mitgliedstaaten sollten diese Richtlinie ohne Diskri-
minierung aufgrund des Geschlechts, der Rasse, der
Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der
genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder
der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen
Meinung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minder-
heit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des
Alters oder der sexuellen Ausrichtung durchführen.

(6) Die Dauer des Aufenthalts im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats sollte das Hauptkriterium für die Erlan-
gung der Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsbe-
rechtigten sein. Der Aufenthalt sollte rechtmäßig und
ununterbrochen sein, um die Verwurzlung der betref-
fenden Person im Land zu belegen. Eine gewisse Flexibi-
lität sollte vorgesehen werden, damit Umstände berück-
sichtigt werden können, die eine Person veranlassen
können, das Land zeitweilig zu verlassen.

(7) Um die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsbe-
rechtigten zu erlangen, sollten Drittstaatsangehörige
ausreichende Einkünfte und einen Krankenversicherungs-
schutz nachweisen, damit sie keine Last für den betref-
fenden Mitgliedstaat werden. Bei der Beurteilung der
Frage, ob der Drittstaatsangehörige über feste und regel-
mäßige Einkünfte verfügt, können die Mitgliedstaaten
Faktoren wie die Entrichtung von Beiträgen in ein Alters-
sicherungssystem und die Erfüllung der steuerlichen
Verpflichtungen berücksichtigen.

(8) Darüber hinaus sollten Drittstaatsangehörige, die die
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten
erlangen und behalten möchten, keine Gefahr für die
öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellen. Der
Begriff der öffentlichen Ordnung kann die Verurteilung
wegen der Begehung einer schwerwiegenden Straftat
umfassen.

(9) Wirtschaftliche Erwägungen sollten nicht als Grund
dafür herangezogen werden, die Zuerkennung der
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten
zu versagen, und dürfen nicht so aufgefasst werden, dass
sie die entsprechenden Bedingungen berühren.

(10) Für die Prüfung des Antrags auf Gewährung der Rechts-
stellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten sollte
ein System von Verfahrensregeln festgelegt werden.
Diese Verfahren sollten effizient und angemessen sein,
wobei die normale Arbeitsbelastung der mitgliedstaatli-
chen Verwaltungen zu berücksichtigen sind; sie sollten
auch transparent und gerecht sein, um den betreffenden
Personen angemessene Rechtssicherheit zu bieten. Sie
sollten nicht dazu eingesetzt werden, um die betref-
fenden Personen in der Ausübung ihres Aufenthalts-
rechts zu behindern.
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(11) Die Erlangung der Rechtsstellung eines langfristig
Aufenthaltsberechtigten sollte durch einen Aufenthalts-
titel bescheinigt werden, mit dem die betreffende Person
ohne weiteres und unverzüglich ihre Rechtsstellung
nachweisen kann. Solche Aufenthaltstitel sollten auch
strengen technischen Normen, insbesondere hinsichtlich
der Fälschungssicherheit, genügen, um Missbräuchen in
dem Mitgliedstaat, in dem diese Rechtsstellung erlangt
wurde, und in den Mitgliedstaaten, in denen das Aufent-
haltsrecht ausgeübt wird, vorzubeugen.

(12) Um ein echtes Instrument zur Integration von langfristig
Aufenthaltsberechtigten in die Gesellschaft, in der sie
leben, darzustellen, sollten langfristig Aufenthaltsberech-
tigte nach Maßgabe der entsprechenden, in dieser Richt-
linie festgelegten Bedingungen, in vielen wirtschaftlichen
und sozialen Bereichen wie die Bürger des Mitgliedstaats
behandelt werden.

(13) Hinsichtlich der Sozialhilfe ist die Möglichkeit, die Leis-
tungen für langfristig Aufenthaltsberechtigte auf Kern-
leistungen zu beschränken, so zu verstehen, dass dieser
Begriff zumindest ein Mindesteinkommen sowie Unter-
stützung bei Krankheit, bei Schwangerschaft, bei Eltern-
schaft und bei Langzeitpflege erfasst. Die Modalitäten der
Gewährung dieser Leistungen sollten durch das nationale
Recht bestimmt werden.

(14) Die Mitgliedstaaten sollten verpflichtet bleiben,
minderjährigen Kindern in ähnlicher Weise wie ihren
eigenen Staatsangehörigen den Zugang zum Bildungssys-
tem zu gestatten.

(15) Das Konzept der Stipendien und Ausbildungsbeihilfen
im Bereich der Berufsbildung umfasst keine im Rahmen
von Sozialhilferegelungen finanzierten Maßnahmen.
Außerdem kann der Zugang zu Stipendien und Ausbil-
dungsbeihilfen davon abhängen, dass die Person, die
solche Stipendien und Ausbildungsbeihilfen beantragt,
die Voraussetzungen für die Erlangung der Rechtsstel-
lung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten selbst
erfüllt. Bei der Gewährung von Stipendien und Ausbil-
dungsbeihilfen können die Mitgliedstaaten den Umstand
berücksichtigen, dass die Unionsbürger im Herkunftsland
denselben Vorteil in Anspruch nehmen können.

(16) Langfristig Aufenthaltsberechtigte sollten verstärkten
Ausweisungsschutz genießen. Dieser Schutz orientiert
sich an den Kriterien, die der Europäische Gerichtshof
für Menschenrechte in seiner Rechtsprechung entwickelt
hat. Um den Ausweisungsschutz sicherzustellen, sollten
die Mitgliedstaaten wirksamen Rechtsschutz vorsehen.

(17) Die Harmonisierung der Bedingungen für die Erlangung
der Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberech-
tigten fördert das gegenseitige Vertrauen der Mitglied-
staaten. In einigen Mitgliedstaaten sind die Bedingungen
für die Erteilung dauerhafter oder unbefristeter Aufent-
haltstitel günstiger als die in dieser Richtlinie festgelegten
Bedingungen. Die Möglichkeit, günstigere nationale
Bestimmungen anzuwenden, wird von dem Vertrag

nicht ausgeschlossen. Dennoch sollte für die Zwecke
dieser Richtlinie vorgesehen werden, dass Aufenthalts-
titel, für deren Erteilung günstigere Bedingungen gelten,
nicht das Recht auf Aufenthalt in anderen Mitglied-
staaten begründen.

(18) Die Festlegung der Bedingungen, unter denen Drittstaats-
angehörige, die langfristig Aufenthaltsberechtigte sind,
das Recht erlangen, sich in einem anderen Mitgliedstaat
aufzuhalten, trägt dazu bei, dass der Binnenmarkt als
Raum, in dem Freizügigkeit für jedermann gewährleistet
ist, Realität wird. Es könnte auch einen wesentlichen
Mobilitätsfaktor darstellen, insbesondere auf dem
Arbeitsmarkt der Union.

(19) Es sollte vorgesehen werden, dass das Recht, sich in
einem anderen Mitgliedstaat aufzuhalten, ausgeübt
werden kann, um eine unselbstständige oder selbst-
ständige Erwerbstätigkeit auszuüben, ein Studium zu
absolvieren oder auch ohne eine wirtschaftliche Tätigkeit
auszuüben.

(20) Familienangehörige sollten auch das Recht haben, sich
mit dem langfristig Aufenthaltsberechtigten in einem
anderen Mitgliedstaat niederzulassen, um die familiäre
Lebensgemeinschaft zu wahren und den langfristig
Aufenthaltsberechtigten nicht in der Ausübung seines
Aufenthaltsrechts zu behindern. Im Zusammenhang mit
Familienmitgliedern, denen gestattet werden kann, den
langfristig Aufenthaltsberechtigten zu begleiten oder ihm
nachzureisen, sollten die Mitgliedstaaten der Lage von
erwachsenen Kindern mit Behinderungen und unterhalts-
berechtigten Verwandten in gerader aufsteigender Linie
ersten Grades besondere Beachtung schenken.

(21) Der Mitgliedstaat, in dem der langfristig Aufenthaltsbe-
rechtigte sein Aufenthaltsrecht ausüben möchte, sollte
überprüfen können, ob diese Person die Vorausset-
zungen erfüllt, um sich in seinem Hoheitsgebiet aufzu-
halten. Er sollte sich auch vergewissern können, dass die
betreffende Person keine Gefahr für die öffentliche
Ordnung, die öffentliche Sicherheit oder die öffentliche
Gesundheit darstellt.

(22) Langfristig Aufenthaltsberechtigte sollten, damit ihr
Recht auf Aufenthalt nicht ohne Wirkung bleibt, nach
Maßgabe dieser Richtlinie in dem zweiten Mitgliedstaat
die gleiche Behandlung genießen, die sie auch in dem
Mitgliedstaat genießen, der ihnen die Rechtsstellung des
langfristig Aufenthaltsberechtigten gewährt hat. Die
Gewährung von Sozialhilfeleistungen erfolgt unbe-
schadet der Möglichkeit der Mitgliedstaaten, den Aufent-
haltstitel zu entziehen, wenn die betreffende Person die
Anforderungen dieser Richtlinie nicht mehr erfüllt.

(23) Drittstaatsangehörigen sollte die Möglichkeit eingeräumt
werden, die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthalts-
berechtigten in dem Mitgliedstaat, in den sie umgezogen
sind und in dem sie sich niederlassen wollen, unter
Bedingungen zu erwerben, die denen für den Erwerb in
dem ersten Mitgliedstaat vergleichbar sind.
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(24) Da die Ziele der beabsichtigten Maßnahme, nämlich die
Festlegung der Bedingungen für die Gewährung und den
Entzug der Rechtsstellung des langfristig Aufenthaltsbe-
rechtigten, sowie der damit verbunden Rechte und die
Festlegung der Bedingungen für die Ausübung des
Rechts des langfristig Aufenthaltsberechtigten auf
Aufenthalt in anderen Mitgliedstaaten auf Ebene der
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden
können und daher wegen des Umfangs und der
Wirkungen der Maßnahme besser auf Gemeinschafts-
ebene zu erreichen sind, kann die Gemeinschaft im
Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags niederge-
legten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend
dem in demselben Artikel genannten Verhältnismäßig-
keitsprinzip geht diese Richtlinie nicht über das für die
Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus.

(25) Gemäß den Artikeln 1 und 2 und unbeschadet des Arti-
kels 4 des dem Vertrag über die Europäische Union und
dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft beigefügten Protokolls über die Position des Verei-
nigten Königreichs und Irlands beteiligen sich diese
Mitgliedstaaten nicht an der Annahme dieser Richtlinie,
die für diese Mitgliedstaaten nicht bindend oder
anwendbar ist.

(26) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die
Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über
die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an
der Annahme dieser Richtlinie, die für Dänemark nicht
bindend oder anwendbar ist —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

KAPITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand

Ziel dieser Richtlinie ist die Festlegung

a) der Bedingungen, unter denen ein Mitgliedstaat einem Dritt-
staatsangehörigen, der sich rechtmäßig in seinem Hoheitsge-
biet aufhält, die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthalts-
berechtigten erteilen oder entziehen kann, sowie der mit
dieser Rechtsstellung verbundenen Rechte und

b) der Bedingungen für den Aufenthalt eines Drittstaatsange-
hörigen, der die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthalts-
berechtigten besitzt, in einem anderen Mitgliedstaat als
demjenigen, der ihm diese Rechtsstellung zuerkannt hat.

Artikel 2

Definitionen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

a) „Drittstaatsangehöriger“ jede Person, die nicht Unionsbürger
im Sinne des Artikels 17 Absatz 1 des Vertrags ist;

b) „langfristig Aufenthaltsberechtigter“ jeden Drittstaatsange-
hörigen, der die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthalts-
berechtigten im Sinne der Artikel 4 bis 7 besitzt;

c) „erster Mitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, der einem Dritt-
staatsangehörigen erstmals die Rechtsstellung eines langfris-
tig Aufenthaltsberechtigten zuerkannt hat;

d) „zweiter Mitgliedstaat“ einen anderen Mitgliedstaat als den,
der einem Drittstaatsangehörigen erstmals die Rechtsstellung
eines langfristig Aufenthaltsberechtigten zuerkannt hat, und
in dem dieser langfristig Aufenthaltsberechtigte sein Aufent-
haltsrecht ausübt;

e) „Familienangehöriger“ den Drittstaatsangehörigen, der sich
in dem betreffenden Mitgliedstaat gemäß der Richtlinie
2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 betreffend
das Recht auf Familienzusammenführung (1) aufhält;

f) „Flüchtling“ jeden Drittstaatsangehörigen, dem die Flücht-
lingseigenschaft im Sinne des Genfer Abkommens über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 in der
durch das New Yorker Protokoll vom 31. Januar 1967
geänderten Fassung zuerkannt wurde;

g) „langfristige Aufenthaltsberechtigung — EG“ den Aufent-
haltstitel, der bei der Erlangung der Rechtsstellung eines
langfristig Aufenthaltsberechtigten von dem betreffenden
Mitgliedstaat ausgestellt wird.

Artikel 3

Anwendungsbereich

(1) Diese Richtlinie findet auf Drittstaatsangehörige Anwen-
dung, die sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
aufhalten.

(2) Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf Drittstaats-
angehörige,

a) die sich zwecks Studiums oder Berufsausbildung aufhalten;

b) denen zwecks vorübergehenden Schutzes der Aufenthalt in
einem Mitgliedstaat genehmigt wurde oder die aus diesem
Grund um eine Aufenthaltsgenehmigung nachgesucht haben
und über deren Rechtsstellung noch nicht entschieden ist;

c) denen der Aufenthalt in einem Mitgliedstaat aufgrund subsi-
diärer Schutzformen gemäß internationalen Verpflich-
tungen, nationalen Rechtsvorschriften oder Praktiken der
Mitgliedstaaten genehmigt wurde oder die aus diesem
Grunde um die Genehmigung des Aufenthalts nachgesucht
haben und über deren Rechtsstellung noch nicht
entschieden ist;
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d) die Flüchtlinge sind oder die Anerkennung der Flüchtlingsei-
genschaft beantragt haben und über deren Antrag noch
nicht abschließend entschieden worden ist;

e) die sich ausschließlich vorübergehend wie etwa als Au-pair
oder Saisonarbeitnehmer, als von einem Dienstleistungser-
bringer im Rahmen der grenzüberschreitenden Erbringung
von Dienstleistungen entsendete Arbeitnehmer oder als
Erbringer grenzüberschreitender Dienstleistungen aufhalten
oder deren Aufenthaltsgenehmigung förmlich begrenzt
wurde;

f) deren Rechtsstellung durch das Wiener Übereinkommen
von 1961 über diplomatische Beziehungen, das Wiener
Übereinkommen von 1963 über konsularische Beziehungen,
das Übereinkommen von 1969 über Sondermissionen oder
die Wiener Konvention von 1975 über die Vertretung der
Staaten in ihren Beziehungen zu internationalen Organisa-
tionen universellen Charakters geregelt ist.

(3) Diese Richtlinie findet Anwendung vorbehaltlich günsti-
gerer Bestimmungen

a) der bilateralen und multilateralen Übereinkünfte zwischen
der Gemeinschaft oder der Gemeinschaft und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und Drittländern andererseits;

b) der vor Inkrafttreten dieser Richtlinie zwischen einem
Mitgliedstaat und einem Drittland abgeschlossenen bilate-
ralen Übereinkünfte;

c) des Europäischen Niederlassungsabkommens vom 13.
Dezember 1955, der Europäischen Sozialcharta vom 18.
Oktober 1961, der geänderten Europäischen Sozialcharta
vom 3. Mai 1987 und des Europäischen Übereinkommens
über die Rechtsstellung der Wanderarbeitnehmer vom 24.
November 1977.

KAPITEL II

RECHTSSTELLUNG EINES LANGFRISTIG AUFENTHALTS-
BERECHTIGTEN IN EINEM MITGLIEDSTAAT

Artikel 4

Dauer des Aufenthalts

(1) Die Mitgliedstaaten erteilen Drittstaatsangehörigen, die
sich unmittelbar vor der Stellung des entsprechenden Antrags
fünf Jahre lang ununterbrochen rechtmäßig in ihrem Hoheits-
gebiet aufgehalten haben, die Rechtsstellung eines langfristig
Aufenthaltsberechtigten.

(2) In die Berechnung des Zeitraums gemäß Absatz 1 fließen
die Zeiten nicht ein, in denen sich der Drittstaatsangehörige aus
den in Artikel 3 Absatz 2 Buchstaben e) und f) genannten
Gründen im betreffenden Mitgliedstaat aufgehalten hat.

In den in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a) genannten Fällen, in
denen dem betreffenden Drittstaatsangehörigen ein Aufenthalts-
titel gewährt wurde, auf dessen Grundlage ihm die Rechtsstel-
lung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten zuerkannt werden
kann, fließen die Zeiten, in denen er sich zwecks Studiums oder
Berufsausbildung in dem Mitgliedstaat aufgehalten hat, nur zur
Hälfte in die Berechnung des Zeitraums gemäß Absatz 1 ein.

(3) Zeiten, in denen der Drittstaatsangehörige sich nicht im
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats aufgehalten hat, unterbrechen
die Dauer des Zeitraums gemäß Absatz 1 nicht und fließen in
die Berechnung dieses Aufenthalts ein, wenn sie sechs aufein-
ander folgende Monate nicht überschreiten und innerhalb des
Zeitraums gemäß Absatz 1 insgesamt zehn Monate nicht über-
schreiten.

Liegen spezifische Gründe oder zeitlich begrenzte Ausnahmesi-
tuationen vor, so können die Mitgliedstaaten gemäß ihrem
nationalen Recht vorsehen, dass längere als die in Unterabsatz
1 genannten Zeiten, in denen der Drittstaatsangehörige sich
nicht in ihrem Hoheitsgebiet aufgehalten hat, die Dauer des
Zeitraums gemäß Absatz 1 nicht unterbrechen. In diesen Fällen
berücksichtigen die Mitgliedstaaten die Zeiten, in denen der
Drittstaatsangehörige sich nicht in ihrem Hoheitsgebiet aufge-
halten hat, nicht bei der Berechnung der Gesamtdauer des Zeit-
raums gemäß Absatz 1.

Abweichend von Unterabsatz 2 können die Mitgliedstaaten
Zeiten, in denen der Drittstaatsangehörige sich im Zusammen-
hang mit einer Entsendung aus beruflichen Gründen,
einschließlich im Rahmen einer grenzüberschreitenden Erbrin-
gung von Dienstleistungen, nicht in ihrem Hoheitsgebiet aufge-
halten hat, in die Berechnung des Zeitraums gemäß Absatz 1
einfließen lassen.

Artikel 5

Bedingungen für die Zuerkennung der Rechtsstellung
eines langfristig Aufenthaltsberechtigten

(1) Die Mitgliedstaaten verlangen vom Drittstaatsange-
hörigen den Nachweis, dass er für sich und seine unterhaltsbe-
rechtigten Familienangehörigen über Folgendes verfügt:

a) feste und regelmäßige Einkünfte, die ohne Inanspruchnahme
der Sozialhilfeleistungen des betreffenden Mitgliedstaats für
seinen eigenen Lebensunterhalt und den seiner Familienan-
gehörigen ausreichen. Die Mitgliedstaaten beurteilen diese
Einkünfte anhand ihrer Art und Regelmäßigkeit und können
die Höhe der Mindestlöhne und -renten beim Antrag auf
Erteilung der Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsbe-
rechtigten berücksichtigen;

b) eine Krankenversicherung, die im betreffenden Mitgliedstaat
sämtliche Risiken abdeckt, die in der Regel auch für die
eigenen Staatsangehörigen abgedeckt sind.

(2) Die Mitgliedstaaten können von Drittstaatsangehörigen
verlangen, dass sie die Integrationsanforderungen gemäß dem
nationalen Recht erfüllen.

Artikel 6

Öffentliche Ordnung und öffentliche Sicherheit

(1) Die Mitgliedstaaten können die Rechtsstellung eines lang-
fristig Aufenthaltsberechtigten aus Gründen der öffentlichen
Ordnung oder der öffentlichen Sicherheit versagen.
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Trifft ein Mitgliedstaat eine entsprechende Entscheidung, so
berücksichtigt er die Schwere oder die Art des Verstoßes gegen
die öffentliche Ordnung oder die öffentliche Sicherheit oder die
von der betreffenden Person ausgehende Gefahr, wobei er auch
der Dauer des Aufenthalts und dem Bestehen von Bindungen
im Aufenthaltsstaat angemessen Rechnung trägt.

(2) Die Versagungsentscheidung nach Absatz 1 darf nicht
aus wirtschaftlichen Gründen getroffen werden.

Artikel 7

Erlangung der Rechtsstellung eines langfristig Aufenthalts-
berechtigten

(1) Um die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsbe-
rechtigten zu erlangen, reicht der Drittstaatsangehörige bei den
zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem er sich aufhält,
einen Antrag ein. Dem Antrag sind vom nationalen Recht zu
bestimmende Unterlagen beizufügen, aus denen hervorgeht,
dass er die Voraussetzungen der Artikel 4 und 5 erfüllt, sowie
erforderlichenfalls ein gültiges Reisedokument oder eine beglau-
bigte Abschrift davon.

Die Nachweise nach Unterabsatz 1 können auch Unterlagen in
Bezug auf ausreichenden Wohnraum einschließen.

(2) Die zuständigen nationalen Behörden teilen dem Antrag-
steller ihre Entscheidung unverzüglich, spätestens aber sechs
Monate nach Einreichung des Antrags schriftlich mit. Die
Entscheidung wird dem Drittstaatsangehörigen nach den
Verfahren der entsprechenden nationalen Rechtsvorschriften
mitgeteilt.

In Ausnahmefällen kann aufgrund der Schwierigkeit der
Antragsprüfung die in Unterabsatz 1 genannte Frist verlängert
werden.

Außerdem ist die betreffende Person über ihre Rechte und
Pflichten aus dieser Richtlinie zu belehren.

Ist bei Ablauf der in dieser Bestimmung vorgesehenen Frist
noch keine Entscheidung ergangen, so richten sich etwaige
Folgen nach dem nationalen Recht des betreffenden Mitglied-
staats.

(3) Liegen die Voraussetzungen der Artikel 4 und 5 vor und
stellt die Person keine Gefahr im Sinne des Artikels 6 dar, so
erkennt der Mitgliedstaat dem Drittstaatsangehörigen die
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten zu.

Artikel 8

Langfristige Aufenthaltsberechtigung — EG

(1) Vorbehaltlich des Artikels 9 ist die Rechtsstellung eines
langfristig Aufenthaltsberechtigten dauerhaft.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen langfristig Aufenthaltsberech-
tigten eine „langfristige Aufenthaltsberechtigung — EG“ aus.
Dieser Aufenthaltstitel ist mindestens fünf Jahre gültig und wird
— erforderlichenfalls auf Antrag — ohne weiteres verlängert.

(3) Eine langfristige Aufenthaltsberechtigung — EG kann in
Form eines Aufklebers oder eines besonderen Dokuments
ausgestellt werden. Sie wird nach Maßgabe der Verordnung
(EG) Nr. 1030/2002 des Rates vom 13. Juni 2002 zur einheitli-
chen Gestaltung des Aufenthaltstitels für Drittstaatsange-
hörige (1) ausgestellt. Im Eintragungsfeld „Art des Aufenthaltsti-
tels“ fügen die Mitgliedstaaten die Bezeichnung „Daueraufent-
halt — EG“ ein.

Artikel 9

Entzug oder Verlust der Rechtsstellung

(1) Ein Drittstaatsangehöriger ist nicht mehr berechtigt, die
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten zu
behalten, wenn

a) er die Rechtsstellung des langfristig Aufenthaltsberechtigten
nachweislich auf täuschende Art und Weise erlangt hat;

b) eine Ausweisung nach Maßgabe des Artikels 12 verfügt
worden ist;

c) er sich während eines Zeitraums von 12 aufeinander
folgenden Monaten nicht im Gebiet der Gemeinschaft aufge-
halten hat.

(2) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe c) können die
Mitgliedstaaten vorsehen, dass eine Abwesenheit von mehr als
12 aufeinander folgenden Monaten oder eine Abwesenheit aus
spezifischen Gründen oder in Ausnahmesituationen nicht den
Entzug oder den Verlust der Rechtsstellung bewirken.

(3) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass ein Dritt-
staatsangehöriger die Rechtsstellung eines langfristig Aufent-
haltsberechtigten verliert, wenn er in Anbetracht der Schwere
der von ihm begangenen Straftaten eine Bedrohung für die
öffentliche Ordnung darstellt, ohne dass diese Bedrohung eine
Ausweisung im Sinne von Artikel 12 rechtfertigt.

(4) Ein Drittstaatsangehöriger, der sich gemäß Kapitel III in
einem anderen Mitgliedstaat aufgehalten hat, verliert die in dem
ersten Mitgliedstaat erworbene Rechtsstellung eines langfristig
Aufenthaltsberechtigten, wenn ihm diese Rechtsstellung in
einem anderen Mitgliedstaat gemäß Artikel 23 zuerkannt wird.

Auf jeden Fall verliert die betreffende Person, die sich sechs
Jahre lang nicht im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats aufgehalten
hat, der ihr die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsbe-
rechtigten zuerkannt hat, in diesem Mitgliedstaat die Rechtsstel-
lung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten.

Abweichend von Unterabsatz 2 kann der betreffende Mitglied-
staat vorsehen, dass der langfristig Aufenthaltsberechtigte aus
besonderen Gründen seine Rechtsstellung in diesem Mitglied-
staat behält, wenn der Zeitraum, in dem er sich nicht im
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats aufgehalten hat, sechs Jahre
überschreitet.

(5) Im Hinblick auf die Fälle des Absatzes 1 Buchstabe c)
und des Absatzes 4 führen die Mitgliedstaaten, die die Rechts-
stellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten zuerkannt
haben, ein vereinfachtes Verfahren für die Wiedererlangung der
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten ein.
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Dieses Verfahren gilt insbesondere für Fälle, in denen sich
Personen in einem zweiten Mitgliedstaat zum Studium aufge-
halten haben.

Die Voraussetzungen und das Verfahren für die Wiedererlan-
gung der Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberech-
tigten bestimmen sich nach dem nationalen Recht.

(6) Das Ablaufen einer langfristigen Aufenthaltsberechtigung
— EG hat auf keinen Fall den Entzug oder den Verlust der
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten zur
Folge.

(7) Führt der Entzug oder der Verlust der Rechtsstellung
eines langfristig Aufenthaltsberechtigten nicht zu einer Rück-
führung, so gestattet der Mitgliedstaat der betreffenden Person,
in seinem Hoheitsgebiet zu verbleiben, sofern sie die in seinen
nationalen Rechtsvorschriften vorgesehenen Bedingungen
erfüllt und/oder keine Gefahr für die öffentliche Ordnung oder
die öffentliche Sicherheit darstellt.

Artikel 10

Verfahrensgarantien

(1) Die Entscheidung, die Rechtsstellung eines langfristig
Aufenthaltsberechtigten zu versagen oder zu entziehen, ist zu
begründen. Jede Entscheidung wird dem betreffenden Dritt-
staatsangehörigen nach den Verfahren der entsprechenden
nationalen Rechtsvorschriften mitgeteilt. In dieser Mitteilung ist
auf die möglichen Rechtsbehelfe und die entsprechenden
Fristen hinzuweisen.

(2) Wird ein Antrag auf Erteilung der Rechtsstellung eines
langfristig Aufenthaltsberechtigten zurückgewiesen, diese
Rechtsstellung entzogen oder der Aufenthaltstitel nicht
verlängert, so kann die betreffende Person in dem betreffenden
Mitgliedstaat Rechtsbehelfe einlegen.

Artikel 11

Gleichbehandlung

(1) Langfristig Aufenthaltsberechtigte werden auf folgenden
Gebieten wie eigene Staatsangehörige behandelt:

a) Zugang zu einer unselbstständigen oder selbstständigen
Erwerbstätigkeit, wenn diese nicht, auch nicht zeitweise, mit
der Ausübung öffentlicher Gewalt verbunden ist, sowie
Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich
Entlassungsbedingungen und Arbeitsentgelt;

b) allgemeine und berufliche Bildung, einschließlich Stipendien
und Ausbildungsbeihilfen gemäß dem nationalen Recht;

c) Anerkennung der berufsqualifizierenden Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und sonstiger Befähigungsnachweise gemäß den
einschlägigen nationalen Verfahren;

d) soziale Sicherheit, Sozialhilfe und Sozialschutz im Sinn des
nationalen Rechts;

e) steuerliche Vergünstigungen;

f) Zugang zu Waren und Dienstleistungen sowie zur Lieferung
von Waren und Erbringung von Dienstleistungen für die
Öffentlichkeit und zu Verfahren für den Erhalt von Wohn-
raum;

g) Vereinigungsfreiheit sowie Mitgliedschaft und Betätigung in
einer Gewerkschaft, einem Arbeitgeberverband oder einer
sonstigen Organisation, deren Mitglieder einer bestimmten
Berufsgruppe angehören, sowie Inanspruchnahme der von
solchen Organisationen angebotenen Leistungen, unbe-
schadet der nationalen Bestimmungen über die öffentliche
Ordnung und die öffentliche Sicherheit;

h) freier Zugang zum gesamten Hoheitsgebiet des betreffenden
Mitgliedstaats innerhalb der in den nationalen Rechtsvor-
schriften aus Gründen der Sicherheit vorgesehenen Grenzen.

(2) In Bezug auf Absatz 1 Buchstaben b), d), e), f) und g)
kann der betreffende Mitgliedstaat die Gleichbehandlung auf die
Fälle beschränken, in denen der Wohnsitz oder der gewöhn-
liche Aufenthaltsort des langfristig Aufenthaltsberechtigten oder
seiner Familienangehörigen, für die er Leistungen beansprucht,
im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats liegt.

(3) Die Mitgliedstaaten können die Gleichbehandlung mit
eigenen Staatsangehörigen in folgenden Fällen einschränken:

a) Die Mitgliedstaaten können die Zugangsbeschränkungen zu
unselbstständigen und selbstständigen Erwerbstätigkeiten,
die gemäß den bestehenden nationalen oder gemeinschaftli-
chen Rechtsvorschriften eigenen Staatsangehörigen und
Unions- oder EWR-Bürgern vorbehalten sind, beibehalten;

b) die Mitgliedstaaten können verlangen, dass erforderliche
Sprachkenntnisse für den Zugang zur allgemeinen und
beruflichen Bildung nachgewiesen werden. Der Hochschul-
zugang kann von der Erfüllung besonderer Bildungsvoraus-
setzungen abhängig gemacht werden.

(4) Die Mitgliedstaaten können die Gleichbehandlung bei
Sozialhilfe und Sozialschutz auf die Kernleistungen
beschränken.

(5) Die Mitgliedstaaten können beschließen, Zugang zu
zusätzlichen Leistungen in den in Absatz 1 genannten Berei-
chen zu gewähren.

Die Mitgliedstaaten können ferner beschließen, Gleichbehand-
lung in Bezug auf Bereiche zu gewähren, die nicht in Absatz 1
genannt sind.

Artikel 12

Ausweisungsschutz

(1) Die Mitgliedstaaten können nur dann gegen einen lang-
fristig Aufenthaltsberechtigten eine Ausweisung verfügen, wenn
er eine gegenwärtige, hinreichend schwere Gefahr für die
öffentliche Ordnung oder die öffentliche Sicherheit darstellt.

(2) Die Verfügung nach Absatz 1 darf nicht auf wirtschaftli-
chen Überlegungen beruhen.

(3) Bevor sie gegen einen langfristig Aufenthaltsberechtigten
eine Ausweisung verfügen, berücksichtigen die Mitgliedstaaten
Folgendes:

a) Dauer des Aufenthalts in ihrem Hoheitsgebiet,

b) Alter der betreffenden Person,
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c) Folgen für die betreffende Person und ihre Familienange-
hörigen,

d) Bindungen zum Aufenthaltsstaat oder fehlende Bindungen
zum Herkunftsstaat.

(4) Wurde eine Ausweisung verfügt, so steht dem langfristig
Aufenthaltsberechtigten in dem betreffenden Mitgliedstaat der
Rechtsweg offen.

(5) Langfristig Aufenthaltsberechtigten, die nicht über ausrei-
chende Einkünfte verfügen, wird unter den gleichen Vorausset-
zungen wie Staatsangehörigen des Mitgliedstaats, in dem sie
sich aufhalten, Prozesskostenhilfe bewilligt.

Artikel 13

Günstigere nationale Bestimmungen

Die Mitgliedstaaten können für die Ausstellung dauerhafter
oder unbefristeter Aufenthaltstitel günstigere Voraussetzungen
als diejenigen dieser Richtlinie vorsehen. Diese Aufenthaltstitel
begründen nicht das Recht auf Aufenthalt in anderen Mitglied-
staaten gemäß Kapitel III.

KAPITEL III

AUFENTHALT IN DEN ANDEREN MITGLIEDSTAATEN

Artikel 14

Grundsatz

(1) Ein langfristig Aufenthaltsberechtigter erwirbt das Recht,
sich länger als drei Monate im Hoheitsgebiet anderer Mitglied-
staaten als desjenigen, der ihm die Rechtsstellung eines langfris-
tig Aufenthaltsberechtigten zuerkannt hat, aufzuhalten, sofern
die in diesem Kapitel festgelegten Bedingungen erfüllt sind.

(2) Ein langfristig Aufenthaltsberechtigter kann sich aus
folgenden Gründen in einem zweiten Mitgliedstaat aufhalten:

a) Ausübung einer unselbstständigen oder selbstständigen
Erwerbstätigkeit,

b) Absolvierung eines Studiums oder einer Berufsausbildung,

c) für sonstige Zwecke.

(3) In Fällen der Ausübung einer unselbstständigen oder
selbstständigen Erwerbstätigkeit nach Absatz 2 Buchstabe a)
können die Mitgliedstaaten eine Arbeitsmarktprüfung durch-
führen, und hinsichtlich der Anforderungen für die Besetzung
einer freien Stelle bzw. hinsichtlich der Ausübung einer solchen
Tätigkeit ihre nationalen Verfahren anwenden.

Aus Gründen der Arbeitsmarktpolitik können die Mitglied-
staaten Unionsbürger, Drittstaatsangehörige, wenn dies im
Gemeinschaftsrecht vorgesehen ist, sowie Drittstaatsangehörige,
die sich rechtmäßig in dem betreffenden Mitgliedstaat aufhalten
und dort Arbeitslosenunterstützung erhalten, vorrangig
berücksichtigen.

(4) Abweichend von Absatz 1 können die Mitgliedstaaten
die Gesamtzahl der Personen, denen ein Aufenthaltsrecht
gewährt werden kann, begrenzen, sofern solche Begrenzungen
bei Annahme dieser Richtlinie bereits in den geltenden Rechts-
vorschriften vorgesehen sind.

(5) Dieses Kapitel betrifft nicht den Aufenthalt im Hoheitsge-
biet der Mitgliedstaaten von langfristig Aufenthaltsberechtigten,
die

a) von einem Dienstleistungserbringer im Rahmen einer grenz-
überschreitenden Dienstleistungserbringung entsendet sind;

b) Erbringer grenzüberschreitender Dienstleistungen sind.

Die Mitgliedstaaten können im Einklang mit dem nationalen
Recht festlegen, unter welchen Bedingungen sich langfristig
Aufenthaltsberechtigte, die sich zur Ausübung einer Erwerbs-
tätigkeit als Saisonarbeitnehmer in einen anderen Mitglied-
staaten begeben möchten, in jenem Mitgliedstaat aufhalten
dürfen. Auch auf Grenzarbeitnehmer können besondere
Bestimmungen des nationalen Rechts angewandt werden.

(6) Dieses Kapitel gilt unbeschadet der einschlägigen gemein-
schaftlichen Rechtsvorschriften im Bereich der sozialen Sicher-
heit in Bezug auf Drittstaatsangehörige.

Artikel 15

Bedingungen für den Aufenthalt in einem zweiten
Mitgliedstaat

(1) Der langfristig Aufenthaltsberechtigte beantragt unver-
züglich, spätestens jedoch drei Monate nach seiner Einreise in
den zweiten Mitgliedstaat, einen Aufenthaltstitel bei den
zuständigen Behörden jenes Mitgliedstaats.

Die Mitgliedstaaten können akzeptieren, dass der langfristig
Aufenthaltsberechtigte den Antrag auf Erteilung eines Aufent-
haltstitels noch während seines Aufenthalts im Hoheitsgebiet
des ersten Mitgliedstaats bei den zuständigen Behörden des
zweiten Mitgliedstaats einreicht.

(2) Die Mitgliedstaaten können von den betreffenden
Personen verlangen, Folgendes nachzuweisen:

a) feste und regelmäßige Einkünfte, die ohne Inanspruchnahme
der Sozialhilfeleistungen des betreffenden Mitgliedstaats für
ihren eigenen Lebensunterhalt und den ihrer Familienange-
hörigen ausreichen. Für jede der in Artikel 14 Absatz 2
genannten Kategorien beurteilen die Mitgliedstaaten diese
Einkünfte anhand ihrer Art und Regelmäßigkeit und können
die Höhe der Mindestlöhne und -renten berücksichtigen;

b) eine Krankenversicherung, die im zweiten Mitgliedstaat
sämtliche Risiken abdeckt, die in der Regel auch für die
eigenen Staatsangehörigen im betreffenden Mitgliedstaat
abgedeckt sind.

(3) Die Mitgliedstaaten können gemäß dem nationalen Recht
von Drittstaatsangehörigen verlangen, dass sie Integrationsmaß-
nahmen nachkommen müssen.

Diese Bedingung gilt nicht, wenn die betreffenden Drittstaatsan-
gehörigen gemäß Artikel 5 Absatz 2 Integrationsanforderungen
erfüllen mussten, um die Rechtsstellung eines langfristig
Aufenthaltsberechtigten zu erlangen.

Unbeschadet des Unterabsatzes 2 kann von den betreffenden
Personen die Teilnahme an Sprachkursen verlangt werden.
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(4) Dem Antrag sind vom nationalen Recht zu bestimmende
Unterlagen, aus denen hervorgeht, dass die betreffenden
Personen die einschlägigen Bedingungen erfüllen beizufügen,
sowie ihre langfristige Aufenthaltsberechtigung und ein gültiges
Reisedokument oder beglaubigte Abschriften davon.

Die Nachweise nach Unterabsatz 1 können auch Unterlagen in
Bezug auf ausreichenden Wohnraum einschließen.

Insbesondere kann der zweite Mitgliedstaat von den betref-
fenden Personen verlangen, Folgendes nachzuweisen:

a) Im Fall der Ausübung einer Erwerbstätigkeit,

i) sofern sie einer unselbstständigen Erwerbstätigkeit nach-
gehen, dass sie im Besitz eines Beschäftigungsvertrags,
einer Einstellungserklärung des Arbeitsgebers oder eines
Beschäftigungsvertragsangebots gemäß den im natio-
nalen Recht vorgesehenen Bedingungen sind. Die
Mitgliedstaaten legen fest, welche der genannten Arten
von Nachweisen erbracht werden müssen;

ii) sofern sie einer selbstständigen Erwerbstätigkeit nach-
gehen, dass sie über angemessene Mittel verfügen, die
gemäß dem nationalen Recht für die Ausübung einer
derartigen Erwerbstätigkeit vorgeschrieben sind, wobei
die erforderlichen Unterlagen und Genehmigungen
vorzulegen sind;

b) im Fall eines Studiums oder einer Berufsausbildung, dass sie
zu Studien- oder Berufsbildungszwecken in einer zugelas-
senen Einrichtung eingeschrieben sind.

Artikel 16

Familienangehörige

(1) Übt der langfristig Aufenthaltsberechtigte sein Aufent-
haltsrecht in einem zweiten Mitgliedstaat aus und bestand die
Familie bereits im ersten Mitgliedstaat, so wird den Ange-
hörigen seiner Familie, die die Bedingungen des Artikels 4
Absatz 1 der Richtlinie 2003/86/EG erfüllen, gestattet, den
langfristig Aufenthaltsberechtigten zu begleiten oder ihm nach-
zureisen.

(2) Übt der langfristig Aufenthaltsberechtigte sein Aufent-
haltsrecht in einem zweiten Mitgliedstaat aus und bestand die
Familie bereits im ersten Mitgliedstaat, so kann den Ange-
hörigen seiner Familie, die nicht als Familienangehörige im
Sinne von Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2003/86/EG gelten,
gestattet werden, den langfristig Aufenthaltsberechtigten zu
begleiten oder ihm nachzureisen.

(3) Für die Stellung des Antrags auf Erteilung eines Aufent-
haltstitels gelten die Bestimmungen des Artikels 15 Absatz 1.

(4) Der zweite Mitgliedstaat kann von den Familienange-
hörigen des langfristig Aufenthaltsberechtigten verlangen,
ihrem Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels Folgendes
beizufügen:

a) ihre langfristige Aufenthaltsberechtigung — EG oder ihren
Aufenthaltstitel und ein gültiges Reisedokument oder
beglaubigte Abschriften davon;

b) den Nachweis, dass sie sich als Familienangehörige des lang-
fristig Aufenthaltsberechtigten im ersten Mitgliedstaat aufge-
halten haben;

c) den Nachweis, dass sie über feste und regelmäßige
Einkünfte, die ohne Inanspruchnahme der Sozialhilfeleis-
tungen des betreffenden Mitgliedstaats für ihren eigenen
Lebensunterhalt ausreichen, sowie über eine Krankenversi-
cherung verfügen, die im zweiten Mitgliedstaat sämtliche
Risiken abdeckt, oder den Nachweis, dass der langfristig
Aufenthaltsberechtigte für sie über solche Einkünfte und
eine solche Versicherung verfügt. Die Mitgliedstaaten beur-
teilen diese Einkünfte anhand ihrer Art und Regelmäßigkeit
und können die Höhe der Mindestlöhne und -renten
berücksichtigen.

(5) Bestand die Familie noch nicht im ersten Mitgliedstaat,
so findet die Richtlinie 2003/86/EG Anwendung.

Artikel 17

Öffentliche Ordnung und öffentliche Sicherheit

(1) Die Mitgliedstaaten können einem langfristig Aufent-
haltsberechtigten oder seinen Familienangehörigen den Aufent-
halt versagen, wenn die betreffende Person eine Gefahr für die
öffentliche Ordnung oder die öffentliche Sicherheit darstellt.

Trifft ein Mitgliedstaat eine entsprechende Entscheidung, so
berücksichtigt er die Schwere oder die Art des von dem
langfristig Aufenthaltsberechtigten oder seinem bzw. seinen
Familienangehörigen begangenen Verstoßes gegen die öffent-
liche Ordnung oder die öffentliche Sicherheit bzw. die von der
betreffenden Person ausgehende Gefahr.

(2) Die Entscheidung nach Absatz 1 darf nicht aus wirt-
schaftlichen Gründen getroffen werden.

Artikel 18

Öffentliche Gesundheit

(1) Die Mitgliedstaaten können einem langfristig Aufent-
haltsberechtigten oder seinen Familienangehörigen den Aufent-
halt versagen, wenn die betreffende Person eine Gefahr für die
öffentliche Gesundheit darstellt.

(2) Als Krankheiten, die die Versagung der Einreise oder des
Aufenthalts im Hoheitsgebiet eines zweiten Mitgliedstaats recht-
fertigen, gelten nur die in den einschlägigen anwendbaren
Regeln und Vorschriften der Weltgesundheitsorganisation defi-
nierten Krankheiten oder sonstige übertragbare, durch Infek-
tionserreger oder Parasiten verursachte Krankheiten, sofern im
Aufnahmestaat Maßnahmen zum Schutz der eigenen Staatsan-
gehörigen gegen diese Krankheiten getroffen werden. Die
Mitgliedstaaten dürfen keine neuen restriktiveren Bestim-
mungen oder Maßnahmen einführen.

(3) Das Auftreten von Krankheiten nach Ausstellung des
ersten Aufenthaltstitels im zweiten Mitgliedstaat kann die
Verweigerung einer Verlängerung des Aufenthaltstitels oder die
Ausweisung aus dem Hoheitsgebiet nicht rechtfertigen.

(4) Die Mitgliedstaaten können für die in den Anwendungs-
bereich dieser Richtlinie fallenden Personen eine ärztliche
Untersuchung verlangen, um feststellen zu lassen, dass sie nicht
an einer Krankheit im Sinne des Absatzes 2 leiden. Diese ärztli-
chen Untersuchungen, die kostenlos durchgeführt werden
können, dürfen nicht systematisch durchgeführt werden.
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Artikel 19

Prüfung von Anträgen und Erteilung eines
Aufenthaltstitels

(1) Die zuständigen nationalen Behörden bearbeiten die
Anträge innerhalb von vier Monaten nach ihrer Einreichung.

Sind dem Antrag die Unterlagen gemäß den Artikeln 15 und
16 nicht beigefügt oder in außergewöhnlichen Fällen, die mit
der Schwierigkeit der Prüfung des Antrags zusammenhängen,
kann die in Unterabsatz 1 genannte Frist um höchstens drei
Monate verlängert werden. In diesen Fällen teilen die
zuständigen nationalen Behörden dies dem Antragsteller mit.

(2) Sind die Voraussetzungen der Artikel 14, 15 und 16
erfüllt, so stellt der zweite Mitgliedstaat — vorbehaltlich der
Bestimmungen der Artikel 17 und 18 über die öffentliche
Ordnung, die öffentliche Sicherheit und die öffentliche Gesund-
heit — dem langfristig Aufenthaltsberechtigten einen verlänger-
baren Aufenthaltstitel aus. Dieser Aufenthaltstitel kann — erfor-
derlichenfalls auf Antrag — bei Ablauf verlängert werden. Der
zweite Mitgliedstaat teilt dem ersten Mitgliedstaat seine
Entscheidung mit.

(3) Der zweite Mitgliedstaat erteilt den Familienangehörigen
des langfristig Aufenthaltsberechtigten verlängerbare Aufent-
haltstitel mit der gleichen Gültigkeitsdauer wie der Aufenthalts-
titel, der dem langfristig Aufenthaltsberechtigten erteilt wurde.

Artikel 20

Verfahrensgarantien

(1) Die Entscheidung, einen Aufenthaltstitel zu versagen, ist
zu begründen. Sie wird dem betreffenden Drittstaatsange-
hörigen nach den Verfahren der entsprechenden nationalen
Rechtsvorschriften mitgeteilt. In dieser Mitteilung ist auf die
möglichen Rechtsbehelfe und die entsprechenden Fristen hinzu-
weisen.

Ist bei Ablauf der Frist nach Artikel 19 Absatz 1 noch keine
Entscheidung ergangen, so bestimmen sich etwaige Folgen nach
dem nationalen Recht des betreffenden Mitgliedstaats.

(2) Wird ein Antrag auf einen Aufenthaltstitel zurückge-
wiesen oder der Aufenthaltstitel nicht verlängert oder entzogen,
so kann die betreffende Person in dem betreffenden Mitglied-
staat Rechtsbehelfe einlegen.

Artikel 21

Im zweiten Mitgliedstaat gewährte Behandlung

(1) Sobald die langfristig Aufenthaltsberechtigten im zweiten
Mitgliedstaat den Aufenthaltstitel gemäß Artikel 19 erhalten
haben, wird ihnen in diesem Mitgliedstaat Gleichbehandlung in
den Bereichen und unter den Bedingungen des Artikels 11
gewährt.

(2) Langfristig Aufenthaltsberechtigte haben gemäß Absatz 1
Zugang zum Arbeitsmarkt.

Die Mitgliedstaaten können für die in Artikel 14 Absatz 2
Buchstabe a) genannten Personen nach den im nationalen
Recht vorgesehenen Bedingungen für einen Zeitraum von
höchstens 12 Monaten beschränkten Zugang zu anderen
unselbstständigen Erwerbstätigkeiten als denjenigen, für die
ihnen ihr Aufenthaltstitel gewährt wurde, vorsehen.

Die Mitgliedstaaten können gemäß dem nationalen Recht fest-
legen, unter welchen Bedingungen die in Artikel 14 Absatz 2
Buchstaben b) und c) genannten Personen Zugang zu einer
unselbstständigen oder selbstständigen Erwerbstätigkeit haben
können.

(3) Sobald die Familienangehörigen des langfristig Aufent-
haltsberechtigten im zweiten Mitgliedstaat den Aufenthaltstitel
gemäß Artikel 19 erhalten haben, genießen sie in diesem
Mitgliedstaat die in Artikel 14 der Richtlinie 2003/86/EG
genannten Rechte.

Artikel 22

Entzug des Aufenthaltstitels und Verpflichtung zur
Rückübernahme

(1) Bis der Drittstaatsangehörige die Rechtsstellung eines
langfristig Aufenthaltsberechtigten erlangt hat, kann der zweite
Mitgliedstaat die Verlängerung des Aufenthaltstitels versagen
oder den Aufenthaltstitel entziehen und die betreffende Person
und ihre Familienangehörigen gemäß den Verfahren des natio-
nalen Rechts einschließlich der Rückführungsverfahren zur
Ausreise aus seinem Hoheitsgebiet verpflichten, wenn

a) Gründe der öffentlichen Ordnung oder der öffentlichen
Sicherheit im Sinne des Artikels 17 vorliegen;

b) die Voraussetzungen der Artikel 14, 15 und 16 nicht mehr
vorliegen;

c) sich der Drittstaatsangehörige unrechtmäßig im Hoheitsge-
biet des betreffenden Mitgliedstaats aufhält.

(2) Trifft der zweite Mitgliedstaat eine der Maßnahmen nach
Absatz 1, so nimmt der erste Mitgliedstaat den langfristig
Aufenthaltsberechtigten und seine Familienangehörigen unver-
züglich und ohne Formalitäten zurück. Der zweite Mitgliedstaat
teilt dem ersten Mitgliedstaat seine Entscheidung mit.

(3) Bis der Drittstaatsangehörige die Rechtsstellung eines
langfristig Aufenthaltsberechtigten erlangt hat, kann der zweite
Mitgliedstaat unbeschadet der Verpflichtung zur Rücküber-
nahme nach Absatz 2 aus schwerwiegenden Gründen der
öffentlichen Ordnung oder der öffentlichen Sicherheit die Rück-
führung des Drittstaatsangehörigen aus dem Gebiet der Union
und unter Beachtung der Garantien des Artikels 12 verfügen.

In diesen Fällen konsultiert der zweite Mitgliedstaat beim Erlass
dieser Verfügung den ersten Mitgliedstaat.

Fasst der zweite Mitgliedstaat einen Beschluss zur Rückführung
des betreffenden Drittstaatsangehörigen, so trifft er alle geeig-
neten Maßnahmen, um den Beschluss tatsächlich durchzu-
führen. In diesen Fällen übermittelt der zweite Mitgliedstaat
dem ersten Mitgliedstaat geeignete Informationen bezüglich der
Durchführung des Rückführungsbeschlusses.
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(4) In den in Absatz 1 Buchstaben b) und c) genannten
Fällen darf die Entscheidung über die Rückführung nicht mit
einem dauerhaften Aufenthaltsverbot verbunden werden.

(5) Die in Absatz 2 genannte Verpflichtung zur Rücküber-
nahme lässt die Möglichkeit unberührt, dass sich der langfristig
Aufenthaltsberechtigte und seine Familienangehörigen in einen
dritten Mitgliedstaat begeben.

Artikel 23

Erlangung der Rechtsstellung eines langfristig Aufenthalts-
berechtigten im zweiten Mitgliedstaat

(1) Vorbehaltlich der Artikel 3, 4, 5 und 6 erkennt der
zweite Mitgliedstaat einem langfristig Aufenthaltsberechtigten
auf Antrag die Rechtsstellung nach Artikel 7 zu. Der zweite
Mitgliedstaat teilt dem ersten Mitgliedstaat seine Entscheidung
mit.

(2) Auf die Einreichung und die Prüfung des Antrags auf
Zuerkennung der Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsbe-
rechtigten im zweiten Mitgliedstaat findet das Verfahren des
Artikels 7 Anwendung. Die Ausstellung des Aufenthaltstitels
erfolgt nach Maßgabe des Artikels 8. Wird der Antrag abge-
lehnt, so finden die Verfahrensgarantien des Artikels 10
Anwendung.

KAPITEL IV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 24

Bericht und Überprüfungsklausel

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und
dem Rat regelmäßig und zum ersten Mal spätestens am 23.
Januar 2011 Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie in
den Mitgliedstaaten und schlägt gegebenenfalls die erforderli-
chen Änderungen vor. Diese Änderungsvorschläge betreffen
vorzugsweise die Artikel 4, 5, 9 und 11 sowie das Kapitel III.

Artikel 25

Kontaktstellen

Die Mitgliedstaaten benennen Kontaktstellen, die für die Entge-
gennahme und Übermittlung der Informationen nach Artikel
19 Absatz 2, Artikel 22 Absatz 2 und Artikel 23 Absatz 1
zuständig sind.

Die Mitgliedstaaten sorgen für die erforderliche Zusammenar-
beit bei dem Austausch von Informationen und Dokumentation
im Sinne des Absatzes 1.

Artikel 26

Umsetzung

Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
spätestens ab dem 23. Januar 2006 nachzukommen. Sie setzen
die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

Artikel 27

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 28

Adressaten

Diese Richtlinie ist gemäß dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 25. November 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. TREMONTI
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